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Die Notwendigkeit von konsequenter Kli-
maschutzpolitik mit einem Ausbau erneuer-
barer Energien, den Umbau zu Kreislaufwirt-
schaft und nachhaltigen Energie-, Industrie-, 
Verkehrs- und Wohninfrastrukturen sowie 
dem Erhalt von Biodiversität erfordert einen 
hohen Kostenaufwand und eine hohe wirt-
schaftliche Produktivität. Für einen solchen in 
Umfang und Bedeutung einmaligen, weltwei-
ten Umbau von Wirtschaft und Gesellschaft 
werden ein deutlich beschleunigtes Wachs-
tum erneuerbarer Energie sowie auch Wirt-
schaftswachstum und das Wissen von mehr 
Menschen in qualifizierten ingenieurswissen-
schaftlichen und handwerklichen Berufen un-
vermeidlich sein. Dabei ist solches Wachstum 
möglich, ohne die natürlichen Ressourcen der 
Erde aufzubrauchen. Forderungen zu Post-
Wachstum oder „Degrowth“ sowie schlichte 
Wachstumskritik lenken zu sehr ab von der 
Frage: Wie gelingt es, eine menschengerechte 
und entsprechend zukunftsfähige Energie- 
und Industriepolitik umzusetzen?

Kritik an Wirtschaftswachstum

Wirtschaftswachstum geht einher mit tech-
nischen Innovationen, Arbeitsteilung sowie 
Kapitalbildung und einem zielgerichteten Ein-
satz von Kapital. Dabei sind die wissenschaft-
liche Systematisierung ökonomischer Produk-
tion, aber auch die ungleichen Verteilungen 
von Kapital, Macht und Wachstumserträgen 
Merkmale der Moderne.

Es ist sehr berechtigt, über die Qualität von 
Wirtschaftswachstum zu streiten. Die sehr 
ungleiche Verteilung wirtschaftlicher Erträge 
innerhalb und zwischen Staaten und die ho-
hen ökologischen, sozialen und letztlich auch 
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ökonomischen Kosten des Wirtschaftens sind 
wissenschaftlich evident in den jährlichen 
wissenschaftlichen Reporten der Welt und 
vielen Fachaufsätzen belegt (vgl. Verweise in 
Dörre 2022). Und auch Mittel des Wirtschaf-
tens, etwa die Abwertung und Ausbeutung 
vieler Menschen und vielerorts der Natur, die 
strukturelle Beharrung und Macht von Ange-
botsoligopolen, denen es gelingt, ökologisch 
positive Veränderungen zu verzögern sowie 
dezentralen, demokratischen Wirtschafts-
strukturen entgegenzuwirken, sind häufig 
und präzise analysiert worden. Gleiches gilt 
für den Aufbau technischer Strukturen, wie 
z. B. Atomkraft. Deren Nutzung und beson-
ders deren Müll und Waffentechnik hat dem 
Menschen machtvolle polizeiliche Sicherheits- 
und Militärstrukturen unumkehrbar, für Jahr-
tausende, aufgenötigt.

Unpräziser sind dagegen Texte zu Post-
Wachstum und Wachstumskritik, welche die 
Moderne ebenfalls begleiten. Sowohl die ge-
genaufklärerische und rationalitätskritische 
Romantik, ihrer Bestimmung von Natur und 
ihrer Betonung subjektiver Gefühle, als auch 
die (nach wie vor) aktuellen Texte zu ent-
fremdenden Konsum- und Beschleunigungs-
kreisläufen (Rosa; Scheuerman 2009) oder 
Degrowth- oder Postwachstumsmeinungen in 
Politik und Wissenschaft (Paech 2018; Seidl; 
Zahrnt 2010 und sehr viele mehr) liefern keine 
wissenschaftlich erklärenden Konzepte. Viel-
mehr handelt es sich um normative Texte und 
Metaphern, teilweise gepaart mit Überlegun-
gen zu wünschenswerten sozialen, ökologi-
schen und kulturellen Gesellschaftsverände-
rungen (heute oft „Transformation“ genannt) 
(Schmelzer; Vetter 2019: 16f.).

Mitunter wird versucht, vermeintlichen 
Grenzen des Wachstums etwas Positives ab-
zugewinnen. Etwa lässt sich mit Blick auf 
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ökonomische Erkenntnisse auf einer sozialen 
Ebene fragen, ob ökonomische Stagnation für 
eine Familie, Gruppe oder Gemeinschaft nicht 
durchaus mit sozialer Wohlfahrt und Lebens-
zufriedenheit einhergehen kann. Dies dann, 
wenn ein technisch-ökonomisches Niveau 
erreicht ist, das verkürzte Erwerbsarbeitszeit 
und einen kollektiven Zugang zu öffentli-
chen Leistungen ermöglicht (so schon Keynes 
1930). In einer derart geschützten Gesellschaft 
könnten die Kosten der Arbeitsverausgabung 
und Lebenseinschränkungen für Wachstum 
als größer eingeschätzt werden als deren Vor-
teile. Dies verdeutlicht einen Zusammenhang, 
auf den auch neuere Ergebnisse der Glücks- 
und Zufriedenheitsforschung hinweisen. Eine 
Steigerung des individuellen Einkommens löst 
im zeitlichen Verlauf in einer Gesellschaft ab 
einer bestimmten Höhe keinen weiteren Zu-
wachs an subjektivem Glück oder Wohlbefin-
den aus (Easterlin et. al. 2010).

Soweit so gut. Nicht nachzuvollziehen ist, 
wie schnell Wachstumskritiker das Niveau 
ökonomischer Sicherheit und die Bedeutung 
von dessen Verlässlichkeit vergessen und an-
derseits aus dem genannten Grenznutzen-
zusammenhang folgern, dass Wirtschafts-
wachstum in Industrienationen die subjektive 
Wohlfahrt nicht erhöhen könne (dazu Schmel-
zer/ Vetter 2019: 82ff.) und somit ein „Null-
wachstum“ oder gar eine „Schrumpfung“ zu-
mindest im Globalen Norden anzustreben sei.

In der Degrowth- oder Postwachstumsge-
meinschaft bleibt unberücksichtigt, dass auf 
individueller Ebene Zufriedenheit senkende 
Effekte bei Personen mit geringeren Einkom-
men fortbestehen, wenn sie sich innerstaatlich 
vergleichen (ebd., Stevenson; Wolfers 2008). 
Zudem gilt in ärmeren Gruppen (und Gesell-
schaften), dass Glück und subjektive Zufrie-
denheit mit einem höheren durchschnittli-
chen Pro-Kopf-Einkommen steigt (Stevenson; 
Wolfers 2008).

Aufgrund der Tatsachen global ungleicher 
ökonomischer Verteilungen und instrumen-
teller (Über-)Lebens-Notwendigkeiten über-
rascht es nicht, dass ein Konzept von „Null-
wachstum“ besonders auch bei Akteuren aus 

Ländern des Globalen Südens auf deutliche 
Kritik stößt. Bei Gruppen mit geringen Hand-
lungsressourcen können Ideen der Einschrän-
kung oder gar Ideologien von Postwachstum 
bedrohlich und zynisch wirken. Und – hier 
nur als These – in eben diesen Milieus und Ge-
sellschaften könnten Distanz und Misstrauen 
zu politischen Gruppen bis hin zu Regierun-
gen wachsen, wenn sie bei diesen keine Bereit-
schaft und Fähigkeit erkennen können, eine 
für sie nachvollziehbare wirtschaftliche, sozia-
le und kulturelle Lebensperspektive zu bieten.

Eine Politik, die sich an einem konsequen-
ten Klimaschutz und Biodiversität ausrichtet, 
um Lebensgrundlagen für Menschen zu erhal-
ten, wird schnell zwei glaubhafte Antworten 
geben müssen: Wie sinken erstens Treibhaus-
gasemissionen und Umweltgifte und wie wer-
den zweitens erzeugte Güter so hergestellt und 
verteilt, dass alle Menschen Teilhabechancen 
und Wohlfahrtsperspektiven erhalten? Dies 
wird ohne technisches und wirtschaftliches 
Wachstum nicht gehen, wobei die hierfür be-
nötigten Energiegrundlagen vorhanden sind.

Energie für Ressourcen, Wirtschaftsumbau 
und Wachstum

Hinter der These von „Nullwachstum“ oder 
gar „Schrumpfung“ als unausweichlicher Stra-
tegie zur Rettung der Welt verbirgt sich die di-
rekt oder implizit immer wieder vorgebrachte 
Annahme, die Erde sei als erschöpfliches Gut 
zu betrachten. „Unbegrenztes Wachstum in 
einer endlichen Welt ist nicht möglich“ (Seidl/ 
Zahrnt 2010: 9). Die „massiven wie irreversib-
len ökologischen Prozesse der Transformation 
von Stoffen und Energie“ stoßen „an biophysi-
sche Grenzen der Natur“ (Mahnkopf 2022: 43; 
mutmaßlich biophysikalisch gemeint).

Aber! Diese sehr verbreitete Annahme 
blendet aus, dass die Erde ein verbundenes 
System ist. Etwa durch Sonnenstrahlung wird 
der Erde fortlaufend vieltausendfach mehr 
Energie zugeführt als auf ihr benötigt wird. 
Sehr hoch geschätzt könnten auf der Erde in 
2050 mit Blick auf deutlich geringere Prog-
nosen (Schiffer; von Kienitz 2021) bis zu 1,25 
Billionen Gigajoule Energie im Jahr eingesetzt 
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werden. Hier ist einbezogen, dass wir sehr viel 
mehr nachhaltige (!) Energie für Klimawandel 
und einen ökologischen Umbau benötigen 
und das weltweite Wohlfahrtsniveau deutlich 
steigt.

Dem gegenüber steht sehr grob gerechnet 
eine nutzbare Sonnenenergie allein auf der 
Landfläche von im Mittel jährlich 750 Billar-
den Gigajoule Energie (Wild et al. 2013: 3108. 
161 Joule/Sekunde pro m² * Landfläche). Auch 
wenn wir einen <10 Prozent Wirkungsgrad 
aufgrund von Energietransport und Um-
wandlungsverlusten unterstellen, dann ist die 
Sonnenkraft ein annähernd unerschöpflicher 
Energielieferant. Mit ihrer Strahlung kann 
etwa über Photovoltaik und indirekt über 
Windnutzung und nachhaltig verwertbare 
Biomasse die Verfügbarkeit von Ressourcen 
sichergestellt werden. Einerseits über Rückge-
winnung und nachhaltig herzustellende oder 
zu bewirtschaftende Substitute zu Öl, Gas, 
Kohle usw. und durch Umwandlung, wenn 
auch oft energiereich, können Giftstoffe, kli-
maschädliche Gase und „Abfall“-produkte 
abgebaut und vermieden werden. Zu dieser 
nachhaltigen Energiequelle kommen Tidenk-
räfte, Geothermie sowie Maßnahmen der effi-
zienteren Nutzung von Energie usw. hinzu. So 
bietet die vielgestaltig nutzbare Energiezufuhr 
der Sonne hinreichend Potential zur Stoff-
transformation bei gleichzeitiger Wohlfahrts- 
und Wachstumsbildung.

Um diese Energiepotentiale für einen öko-
logischen und/oder sozial-ökonomischen 
Umbau nutzen zu können, ist die Gestaltung 
von zwei weiteren Potentialen wichtig, Wirt-
schaft und Innovationen. Innovationen ba-
sieren auf arbeitsteiliger Wissensproduktion 
und internationaler Wissensteilung. Und effi-
zientes Wirtschaften basiert auf dynamischen, 
grenzüberschreitenden arbeitsteiligen Pro-
zessen und ihren produktiven (Adam Smith) 
und komparativen (David Ricardo) Kosten-
vorteilen. Und die Nutzung dieser Potentia-
le wird aufgrund der großen und weltweiten 
Umbauprozessen nur über transnationale Fi-
nanzierungen möglich sein. Wichtig für das 
Funktionieren dieser Mechanismen sind staat-
liche Lenkungen der Finanztransfers und Len-

kungsanreize. Dabei sind ökologische Kosten 
in Preisen zu berücksichtigen, um Steuerungs-
wirkungen zu erzielen (schon Pigou 1920). 
Zugleich sind finanzielle Ausgleiche für fi-
nanzschwache Gruppen sowie vor allem auch 
ökologisch verträgliche, sozial und wirtschaft-
lich nützliche und für schwächere Gruppen 
preiswerte Substitute zu organisieren. Dies 
steht den Steuerungswirkungen nicht entgegen 
und betrifft den massiven Ausbau erneuerba-
rer Energie, darunter auch „grünem“ Wasser-
stoff ebenso wie den Ausbau von Energie- und 
Verkehrsinfrastruktur, Elektrifizierung von 
Industrie, ökologisch bilanzneutralem Bauen 
sowie die Ausweisung „natürlicher“ Flächen 
zum Erhalt von Biodiversität. Wir werden ein 
schnelles Wachstum in der Nutzung aller die-
ser genannten Potentiale benötigen, wenn die 
zeitlich sehr nahen Kippkaskaden der Ökosys-
temzerstörung (Klose et al. 2021) vermieden 
werden sollen.

Wachstumskritik lenkt von 
Steuerungsaufgaben notwendiger 
Innovationsprozesse ab

Vor gut 50 Jahren fand in Stockholm die 
erste Weltkonferenz über die menschliche 
Umwelt statt. Es wurde beschlossen, die „tra-
ditionellen Konzepte“ des Wachstums zu 
überdenken. Ein „Nullwachstum“ stieß auch 
damals schon auf Ablehnung. Wachstums-
kritik, eine grundlegende Kritik an ökonomi-
schem Handeln überhaupt oder auch an dem 
Konsum- und Wirtschaftsverhalten ärmerer 
Gruppen und Nationen sind wenig zielfüh-
rend. Natürliche Energien, innovativ und wirt-
schaftlich eingesetzt, können eine wesentliche 
Grundlage von Nachhaltigkeit, Produktivität 
und Wachstum sein. Diese muss gesteuert 
werden und eben hierauf sind Augenmerk und 
Handlungskraft zu fokussieren.

Die technischen und finanziellen Investiti-
onen, die sozial-ökonomischen Umverteilun-
gen und die damit verbundenen Auflösungen 
von Zielkonflikten können nur von leistungs-
bereiten und leistungsfähigen Staatsorganisa-
tionen gestaltet werden. Letztere haben, auch 
im Zuge von Privatisierungen in diesem Be-
reich, deutlich an Kompetenzen eingebüßt 
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bzw. diese an Lobbyvertreter großer Konzerne 
abgegeben. Teilweise werden wissenschaft-
liche Expertengruppen einbezogen. Es ist je-
doch staatlicherseits notwendig, miteinander 
verbundene soziale, industriepolitische und 
ökologische Kompetenzen aufzubauen. Die 
erforderliche Strategieentwicklung und Um-
setzung bei Berücksichtigung von Zielkonflik-
ten zwischen ökologischen, wirtschaftlichen 
und sozialen Interessen ist Aufgabe von Politik.

Jede zentrale Autorität ist zugleich auf das 
Wissen von Akteuren vor Ort, deren Leis-
tungsfähigkeit und freiwillige Leistungsbereit-
schaft für kollektive Güter angewiesen. Diese 
wird aber nur gezeigt, wenn Vertrauen auch 
in Fähigkeit und Motivation der Führenden 
besteht. Der Staat wird an seinen Leistungen 
gemessen und bei dem notwendigen Umbau 
auch daran, inwieweit es ihm gelingt, die Ein-
kommensinteressen der großen (oligopolen) 
Wirtschaftsakteure einzuhegen bzw. deren 
Ziele und Mittel in Richtung gemeinschaftlich 
ökologisch-sozialer Umbauprojekte zu len-
ken. Bisher ist ebendies in den Staaten nicht 
sichtbar. Beharren in der Komfortzone, um 
Konflikt und Komplexität zu vermeiden und 
Stellung und Mandat zu behalten ist wesentli-
ches Merkmal in Behörden und bei Politikern. 
Aber Menschen bemerken staatliche Inkom-
petenz und Demotivation und sie protestieren 
und/oder resignieren.

Weder mit Wachstums-Absagen noch mit 
schlichten Wachstumsversprechen wird man 
deren Potentiale (wieder)gewinnen können. 
Die Zeit für den Umbau ist sehr knapp gewor-
den. Gefragt ist eine glaubwürdige und im Er-
gebnis leistungsstarke Politik, die Menschen 
auch vor Ort einbezieht. Zentrale Frage ist nicht 
die Organisation von Nicht-Wachstum, son-
dern wie es der Zivilgesellschaft gelingt, Politik 
zu bewegen, die notwendigen ökonomischen 
und technischen Mittel für einen ökologisch-
sozialverträglichen Umbau zu lenken.	 ■
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